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VERANSTALTUNGSBE I TRAG  

 

Wohin strebt die Linke? 

NEUER AUFBRUCH ZUM KOMMUNISMUS UND RADIKALE OPPOSITION? 

Die neuere Geschichte lehrt uns 

Deutsche: Demokratie ist gewiss 

nicht alles, aber ohne Demokratie ist 

leicht alles nichts. Was versteht je-

doch die Partei Die Linke, die am 

16. Juni 2007 durch Verschmelzung 

von PDS und Wahlalternative Arbeit 

und soziale Gerechtigkeit (WASG) 

entstanden ist, unter Demokratie? 

Was bedeutet es, wenn sie sich einen 

„Demokratischen Sozialismus“ auf 

die Fahnen schreibt, der – laut Par-

teiprogramm – „in einem großen 

Prozess gesellschaftlicher Umgestal-

tung“ unter „Brüchen und Umwäl-

zungen mit revolutionärer Tiefe“ er-

reicht werden soll? Wohin strebt die 

Linke also, wie hält sie es mit der 

Demokratie und mit den eigenen 

personellen Verstrickungen mit der 

SED-Diktatur? Immerhin sind sechs 

Landtagsabgeordnete der Links-

Partei nach Feststellung der unab-

hängigen Stasi Untersuchungskom-

mission des Brandenburger Landtags 

Stasi-Mitarbeiter gewesen.1 

Diese Fragestellung war Ausgangs-

punkt einer Diskussion, die am 8. Feb-

ruar 2012 im Rahmen des „Branden-

burger Forums“ des Bildungswerkes 

Potsdam der Konrad-Adenauer-Stiftung 

geführt wurde. Gesprächsteilnehmer 

waren Dr. Viola Neu, Leiterin der Ar-

beitsgruppe Empirische Sozialfor-

schung der Adenauer-Stiftung und Au-

                                                   

1 Vgl. dazu: 

http://www.kas.de/potsdam/de/publications

/29973/ 

torin einer Analyse zum Parteipro-

gramm der Linken mit dem Titel: „Von 

Gysi geeint, von Lafontaine ge-

schweißt“,  Dieter Dombrowski, Ge-

neralsekretär der CDU Brandenburg 

und Katholik aus dem Haveland sowie 

Tom Strohschneider, Journalist der 

linksliberalen Wochenzeitung „Der Frei-

tag“. 

Programm und Politik 

Viola Neu legte zunächst den ideologi-

schen Bezugsrahmen des Programms 

der Linken dar, der nach wie vor die 

Kategorien der Überwindung des „Kapi-

talismus“ und in diesem Kontext auch 

der „bürgerlichen Demokratie“, also 

einen „Systemwechsel“ umfasse. Wie 

und mit welchem konkreten Zielen die-

ser Wechsel aber vollzogen werden sol-

le, bleibe letztlich im Dunklen. Das 

Grundgesetz eröffne einen weiten 

Spielraum für politische Reformen, so 

Neu. Es setze aber gleichzeitig klare 

Spielregeln und Grenzen, etwa wenn 

es um die Eigentumsordnung und die 

Umverteilung von Vermögen gehe. Da 

in der Demokratie politische Macht 

immer nur auf Zeit verliehen werde 

und durch freie Wahlen wieder verloren 

gehen könne, stelle sich die Frage: 

Was geschieht, wenn der „Demokrati-

sche Sozialismus“ einmal tatsächlich in 

Angriff genommen oder erreicht wer-

de? Würden bei den „revolutionären 

Umwälzungen“ die Grundprinzipien des 

Grundgesetzes berücksichtigt und wür-

de auch eine Rückführung dieser Um-

wälzungen durch einen politischen 

Wechsel akzeptiert werden? Darauf 

gebe das Programm keine Antwort.  
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Tom Strohschneider, ehemaliger Re-

dakteur des Neuen Deutschland und 

demnächst Redaktionsmitglied der 

linksalternativen Berliner taz, versuch-

te anhand von drei Thesen die kritische 

Fragestellung der Veranstaltung zu re-

lativieren:  Zunächst stellte er fest, 

dass die Linke keine neue Form des 

Kommunismus anstrebe und das Par-

teiprogramm eigentlich eine Absage an 

revolutionäre Umbrüche enthalte. Dem 

Einwurf von Viola Neu, dass in allen 

bisherigen Programmen von PDS oder 

Linkspartei Passagen aus dem „Kom-

munistischen Manifest“ zu finden seien, 

die auf den revolutionären Klassen-

kampf anspielten, diesen keineswegs 

ausschlössen, begegnete Strohschnei-

der mit der Aussage, dass die Links-

Partei dennoch eine Wende vollzogen 

habe: eine Abkehr vom revolutionären 

Prozess. Der Kommunismus sei bes-

tenfalls noch in einigen Köpfen eine 

begriffliche Reminiszenz für eine Uto-

pie, eine erhoffte gesellschaftliche Al-

ternative. Sodann stellte er heraus, 

dass „Die Linke“ auch keine radikale 

Opposition, sondern ganz im Gegenteil 

Kooperation und wie in Brandenburg 

Regierungsbeteiligung anstrebe, die sie 

verantwortungsbewusst wahrnehme. 

Die Linke stehe für einen „Politikmix“, 

der abhängig sei von den jeweiligen 

politischen Bedingungen der Region 

und unterschiedlichen „Traditionsbezü-

gen“ in der Partei. Zudem sei man wie 

andere Parteien auch auf Kompromisse 

angewiesen, um bestimmte Ziele zu 

erreichen. Schließlich erklärte Stroh-

schneider, die Linke wolle nicht die 

parlamentarische  Demokratie abschaf-

fen, aber eine andere, gerechtere Wirt-

schaftsform erreichen, womit sie mit 

Blick auf die aktuelle Wirtschafts- und 

Finanzkrise nicht alleine dastehe. Zu-

dem sei das Streben nach einer ande-

ren Wirtschaftsform durchaus legitim, 

da das Grundgesetz keine bestimmte 

Wirtschaftsform vorschreibe. Demokra-

tischer Sozialismus bedeute, Lösung 

der heutigen sozialen und wirtschaftli-

chen Probleme und Zurückdrängung 

des dominierenden Profit-Prinzips. 

Dieter Dombrowski verwies zunächst 

darauf, dass die heutige Linke Nachfol-

gepartei der „Sozialistischen Einheits-

partei Deutschlands“ (SED) sei. Bei der 

Lektüre des aktuellen Parteiprogramms 

seien ihm als ehemaligen DDR-Bürger 

etliche Formulierungen aus dem 

Staatsbürgerkundeunterricht aus der 

Schulzeiten in den Sinn gekommen: 

Begriffe wie „Vergesellschaftung“ zum 

Beispiel der Privatbanken und soziale 

Umverteilung als Allheilmittel für das 

„Wohl des Volkes“ weckten Erinnerun-

gen an eine untergegangene Epoche. 

Der Bezug zur marxistischen Ideologie 

sei nach wie vor gegeben. Aussagen 

der Linken wie, die deutsche Wirtschaft 

schade mit ihrem Exportüberschuss 

anderen Ländern, gefährdeten den 

Wohlstand Deutschlands. Auch die Auf-

fassung, die Medien stellten eine Ge-

fahr für die Demokratie dar und be-

dürften stärkerer Kontrolle, zeigten ein 

Denken in alten Kategorien.  

Schutz der Verfassung 

Den Antrag auf dem bevorstehenden 

Landesparteitag der Linken Branden-

burgs zur Abschaffung des Landesam-

tes für den Verfassungsschutz, nannte 

Dombrowski bedenklich und zugleich 

bezeichnend. Das bewog Viola Neu zu 

einem Plädoyer für die Beibehaltung 

des Verfassungsschutzes in Deutsch-

land. Gerade die klare Trennung von 

Beobachtung verfassungsfeindlicher 

Bestrebungen einerseits und polizeili-

chen Aufgaben andererseits sei vor 

dem Hintergrund der Erfahrungen der 

Nazi-Zeit und SED-Diktatur ein wichti-

ger Fortschritt und diene dem Schutz 

der Demokratie. 

Dombrowski machte weiter deutlich, 

dass in der praktischen Politik in Bran-

denburg die Links-Partei eigentlich kei-

nes ihrer programmatischen Vorhaben 

bisher umgesetzt habe und sie auch 

sonst kaum politische Prinzipien, zum 

Beispiel in der Energiepolitik, erkennen 

lasse. Zwischen Programm und tat-

sächlicher Politik gebe es riesige Unter-

schiede. Besonders kritisierte er, dass 
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Brandenburg am längsten für die Be-

wältigung der DDR-Vergangenheit be-

nötige und unterstrich dies mit dem 

Hinweis auf stasibelastete Landtagsab-

geordnete der Linken und ehemalige 

Stasi-Diener im Justizbereich und 

Brandenburger Staatsschutz. Diese 

Vorgänge seien einzigartig in Deutsch-

land.  

Verständigung und offene Fragen 

Tom Strohschneider brach anschlie-

ßend eine Lanze für linke Alternativen 

in der Politik wie mehr Bürgerbeteili-

gung und genossenschaftliche Organi-

sationsformen. Viola Neu ging auf das 

offenbar immer noch gestörte Verhält-

nis der Linken zur Freiheit und Selbst-

verantwortung der Bürger näher ein. 

Theoretisch wie praktisch kreiste die 

Diskussion um drei zentrale Regulative 

unseres demokratischen Staatswesens: 

das Menschen- und Gesellschaftsbild, 

das Prinzip des demokratischen Wech-

sels durch Wahlen und die freie wie-

wohl soziale Marktwirtschaft. Einig war 

man sich schließlich, dass man in die-

sem Rahmen füglich über den besseren 

politischen Weg streiten könne und 

müsse. Insofern erfüllte sich an diesem 

Abend in Potsdam das Wort des 

Staatsrechtlers Hans Kelsen aus seiner 

Schrift „Verteidigung der Demokratie“ 

(1932): „Die Demokratie ist die politi-

sche Form des sozialen Ausgleichs der 

Gegensätze, der gegenseitigen Ver-

ständigung auf einer mittleren Linie“.  

In diesem Sinne zog auch der Anwe-

sende Leiter der Potsdamer Rosa-

Luxemburg-Stiftung Dr. Detlef  

Nakath ein positives Fazit und dankte 

für die kritische, aber faire Debatte. 

Zugleich verwies er auf ein weiteres 

wichtiges Thema, die Europapolitik, bei 

der sich die Linke programmatisch 

noch schwer tue. Auch der Frage, in-

wieweit Die Linke trotz ihrer Wurzeln 

bei der SED/PDS nicht doch ein Stück 

weit eine neue Partei ist, in der sich 

bestimmte Veränderungen in Gesell-

schaft und politische Kultur zeigen, 

worauf die Wahlergebnisse hinweisen, 

konnte nicht weiter nachgegangen 

werden.  

Die Linke ernst nehmen 

Am Ende blieb jedenfalls ein Dissens 

bestehen: Auf die Frage, ob Die Linke 

denn nun durch den Verfassungsschutz 

beobachtet werden solle oder nicht, 

antwortete Tom Strohschneider mit ei-

nem klaren Nein und sprach sich für 

die Auflösung des Verfassungsschutzes 

aus. Dagegen befürworteten die beiden 

anderen Diskutanten eine Beobachtung 

soweit das Programm und Organisatio-

nen der Linken dazu Anlass gäben. 

Konsens ist letztendlich eben doch kein 

demokratisches Ideal und demokrati-

sche Vorsicht besser als im Nachhinein 

das Nachsehen zu haben. Und solange 

Die Linke programmatisch einen Sys-

temwechsel offen anstrebt, sollte man 

sie diesbezüglich auch ernst nehmen 

und wachsam sein. Schon einmal, so 

Dieter Dombrowski, sei mit den Na-

tionalsozialisten eine Bewegung in ihrer 

Programmatik nicht ausreichend ernst 

genommen worden – mit fatalen Fol-

gen. 
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